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PFÄNDUNGSFREIBETRAG

BGH ändert Rechtsprechung zu Unterhaltszahlungen
|  Der Bundesgerichtshof (BGH) hat eine Kehrtwende bezüglich der Frage gemacht, ob Unter-
haltszahlungen bei der Bestimmung des pfandfreien Betrags nur in Höhe der tatsächlichen 
Unterhaltszahlungen oder in Höhe des gesetzlichen Anspruchs zu berücksichtigen sind.  |

Vater wollte von Teil der Pfändung verschont bleiben
Der Gläubiger vollstreckt gegen den Schuldner, seinen Vater, wegen Unterhalt. Der Vater zahlt 
einem weiteren Kind Unterhalt. Im Pfändungs- und Überweisungsbeschluss (PfÜB) hat das AG 
festgesetzt, dass dem Vater für seinen eigenen notwendigen Unterhalt ein Betrag pfandfrei zu 
belassen ist. Im Hinblick auf den Unterhalt für das weitere Kind hat es festgesetzt, dass ihm 
darüber hinaus bis zu einem bestimmten Betrag weitere 50 Prozent zu belassen sind.

Das Amtsgericht (AG) hat die Vollstreckungserinnerung des Vaters zurückgewiesen. Auf dessen 
sofortige Beschwerde hat das Beschwerdegericht den pfandfreien Betrag heraufgesetzt, damit 
der Vater seine Unterhaltspflicht gegenüber dem weiteren Kind erfüllen kann. Es hat die weite-
re Unterhaltspflicht des Vaters nicht in der sich aus dem Gesetz ergebenden Höhe, sondern nur 
in Höhe des tatsächlich geleisteten – geringeren – Unterhalts für das weitere Kind anerkannt. 
Im Übrigen blieb die sofortige Beschwerde erfolglos. Der Vater begehrte dann, allerdings  
erfolglos, mit der Rechtsbeschwerde zum BGH, den pfandfreien Betrag auf die Höhe der  
gesetzlichen Unterhaltspflicht heraufzusetzen.

So sieht es der Bundesgerichtshof
Der BGH: Vollstreckt ein Gläubiger wegen Unterhalt, ist dem Schuldner so viel zu belassen, als 
er für seinen notwendigen Unterhalt bedarf und um seine laufenden gesetzlichen Unterhalts-
pflichten gegenüber den dem Gläubiger vorgehenden oder gleichstehenden Berechtigten zu 
erfüllen. Das bedeutet: Beim pfandfreien Betrag sind diese Unterhaltspflichten gegenüber den 
dem Gläubiger vorgehenden oder gleichstehenden Berechtigten nur in dem Umfang zu beach-
ten, in dem der Schuldner diese Pflichten den weiteren Berechtigten gegenüber erfüllt oder 
diese gegen ihn vollstrecken.

Der Wortlaut der einschlägigen Vorschrift der Zivilen Prozessordnung (hier: § 850d Abs. 1 S. 2 
ZPO) ist insoweit nicht eindeutig. Er kann zwar dahin verstanden werden, dass auf den Betrag 
abzustellen ist, der potenziell erforderlich wäre, um die laufenden gesetzlichen Unterhalts-
pflichten zu erfüllen. Es kommt jedoch auch ein Verständnis in Betracht, wonach insoweit ein 
Bedarf des Schuldners nur in dem Umfang anzunehmen ist, in dem er tatsächlich leistet.

Nach Sinn und Zweck des Gesetzes ist aber die letztgenannte Auslegung zutreffend, so der 
BGH. Er betont: Solange der Schuldner seinen laufenden gesetzlichen Unterhaltspflichten  
gegenüber den weiteren Unterhaltsberechtigten nur teilweise nachkommt, werden diese durch 
die Zwangsvollstreckung des Unterhaltsgläubigers nicht benachteiligt. Sie können auch den 
pfandfreien Betrag dadurch erhöhen lassen, dass sie ihrerseits wegen ihres (teilweise) nicht 
erfüllten Unterhaltsanspruchs eine Änderung des PfÜB erwirken. Das schließt nicht aus, dass 
der Schuldner künftig freiwillig Unterhalt leisten wird. Er kann ebenfalls den PfÜB ändern las-
sen. Dem Problem, dass ihm vor einer Erhöhung des pfandfreien Betrags noch keine Mittel zur 
Verfügung stehen, um seiner gesetzlichen Unterhaltspflicht in größerem Umfang nachzukom-
men, kann ggf. durch eine befristete Erhöhung Rechnung getragen werden.
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Klage auf Änderung des russisch klingenden Nachnamens 
erfolglos
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Koblenz hat die Klage eines Ehepaares abgewiesen, das sei-
nen russisch klingenden Nachnamen ändern wollte.  |

Die Kläger beantragten bei der beklagten Verbandsgemeinde eine Namensänderung, weil sie 
und ihre Tochter seit dem Beginn des Krieges in der Ukraine aufgrund ihres russisch klingen-
den Nachnamens Benachteiligungen im Alltag erlebten. Die Verbandsgemeinde lehnte die  
Namensänderung ab. Dagegen legten die Kläger Widerspruch ein und erhoben, nachdem  
dieser nicht innerhalb von drei Monaten seit Eingang beschieden worden war, Untätigkeitsklage 
beim VG.

Die Klage hatte keinen Erfolg. Eine Änderung des Familiennamens, so das VG, sei nach den 
gesetzlichen Bestimmungen nur gerechtfertigt, wenn ein wichtiger Grund dafür vorliege. Das 
sei hier nicht der Fall.

Die Tatsache allein, dass ein Familienname fremdsprachigen Ursprungs sei oder nicht Deutsch 
klinge, sei im Allgemeinen kein wichtiger Grund für eine Namensänderung. Für die in Deutsch-
land geborenen und aufgewachsenen Kläger sei die begehrte Namensänderung auch nicht im 
Interesse der weiteren Eingliederung geboten.

Soweit die Kläger darüber hinaus geltend machten, seit Beginn des Krieges in der Ukraine auf-
grund ihres russisch klingenden Nachnamens Benachteiligungen im Alltag ausgesetzt zu sein, 
komme den geschilderten Vorkommnissen kein die Namensänderung rechtfertigendes Gewicht 
zu. Die Kläger hätten nicht dargelegt, dass der von ihnen getragene Nachname eine seelische 
Belastung für sie und ihre Tochter darstelle. Ein bloß vernünftiger Grund oder mit der Namens-
führung verbundene einfache Unzuträglichkeiten seien insoweit nicht ausreichend.

Wirtschaftliche Gründe berechtigten vorliegend ebenfalls nicht zur Namensänderung. Sie  
beträfen nur die Nebentätigkeit des Klägers. Unabhängig davon handele es sich um einen ver-
einzelt gebliebenen Vorfall, sodass sich schon mit Blick auf die hauptberufliche Stellung des 
Klägers keine Anhaltspunkte für erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die wirtschaftliche 
Situation der Familie ergäben.

Gegen diese Entscheidung können die Beteiligten einen Antrag auf Zulassung der Berufung 
stellen.

QUELLE  |  VG Koblenz, Urteil vom 5.4.2023, 3 K 983/22.KO, PM 8/23

Unterhaltsgläubiger sollen nicht benachteiligt sein
Würde man dem Schuldner stets den pfandfreien Betrag in Höhe der gesetzlichen Unterhalts-
pflichten belassen, wäre nicht sichergestellt, dass dieser Betrag den weiteren Unterhaltsbe-
rechtigten zufließt. Hat der Schuldner seine Unterhaltspflichten nicht oder nicht vollumfänglich 
erfüllt, liegt nahe, dass der pfandfreie Betrag ganz oder teilweise bei ihm verbleibt. In diesem 
Fall würde der vollstreckende Unterhaltsgläubiger zum Vorteil des Schuldners benachteiligt, 
ohne dass den weiteren Unterhaltsberechtigten hiermit gedient wäre. Das würde dem im 
Zwangsvollstreckungsrecht bezweckten Schutz der Unterhaltsgläubiger zuwiderlaufen und 
wäre mit deren Privilegierung nicht zu vereinbaren.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 18.1.2023, VII ZB 35/20, Abruf-Nr. 234009 unter www.iww.de
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Anfechtung eines Testaments
|  Auch wenn ein Testament aus Sicht des Erblassers klar formuliert ist, kann die gesetzliche 
Erbfolge einsetzen. So zeigt es nun das Landgericht (LG) Wuppertal.  |

Das war geschehen
Die spätere Erblasserin war Eigentümerin eines neuwertigen Hausgrundstücks und verfügte 
über Barvermögen von rund 30.000 Euro. Ende 2002 verfasste sie ein handschriftliches Testa-
ment mit folgendem Wortlaut: „Mein Sohn S soll Erbe sein. Meine Tochter T soll ihren Pflichtteil 
erhalten. Das ist nicht als Straf- oder Benachteiligungsaktion zu sehen. Aber dieser Weg ist die 
einzige Möglichkeit, ablaufmäßig und verfahrenstechnisch zu gewährleisten, dass der Sohn  
unser Wohnhaus, das eine Belastung ist, erhalten kann. Ein Verschleudern-Müssen wollten wir 
nicht.“ Damit schien aus Sicht der Erblasserin alles klar geregelt. Doch das war ein Irrtum.

Testamentsanfechtung der Tochter nach Veräußerung der Immobilie
Für Zwecke der Pflichtteilbemessung wurde für die Immobilie vom Gutachterausschuss ein 
Wert von 710.000 Euro ermittelt. Auf dieser Basis erfolgte der Abschluss eines „Erbauseinan-
dersetzungsvertrags“. Kurze Zeit später veräußerte der Sohn die Immobilie zu einem Preis von 
819.000 Euro. Daraufhin hat die Tochter den Erbauseinandersetzungsvertrag und das Testament 
angefochten. Mit Erfolg: Nach der Entscheidung des LG ist infolge der Anfechtung die gesetzli-
che Erbfolge eingetreten.

Hintergrund: Jeder Motivirrtum berechtigt dazu, eine letztwillige Verfügung anzufechten. Hier 
war die Vorstellung der Erblasserin, der Sohn werde das Haus behalten, wenn er Alleinerbe 
wird, ein solches Motiv, das für die Verfügung der Erblasserin in ihrem Testament bestimmend 
war. Den Erhalt des Hauses hat die Erblasserin wörtlich verbunden mit der Erwägung, dass sie 
das Haus nicht verschleudert sehen wolle. Darin kommt zum Ausdruck, dass das Haus in der 
Familie bleiben und nicht verkauft werden sollte.

QUELLE  |  LG Wuppertal, Urteil vom 5.12.2022, 2 O 317/21, Abruf-Nr. 233423 unter www.iww.de

BAFÖG

Keine Verwertung eines Erbteils am Elternhaus
|  Werden BAföG-Leistungen unter Anrechnung des Wertes eines Miterbenanteils von 1/12 an 
einer von einem angehenden Studenten, seiner Mutter und seinen schulpflichtigen Brüdern 
bewohnten Immobilie versagt, verstößt dies gegen das Grundgesetz (Art. 3 Abs. 1 GG). So sieht 
es das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) .  |

Ein angehender Student beantragte erfolglos BAföG-Leistungen, da er 1/12 seines Elternhauses 
geerbt hatte, in dem er mit seiner Mutter und seinen Geschwistern wohnte. Erst seine Verfas-
sungsbeschwerde war erfolgreich. Das BVerfG: Die Anrechnung wirtschaftlich unverwertbaren 
Vermögens ist eine unbillige Härte. Auch die Notwendigkeit, Vermögen im Wege der Zwangs-
versteigerung einzusetzen, kann ein Verwertungshindernis begründen. Denn dabei entsteht in 
der Regel ein erheblicher wirtschaftlicher Verlust. Unbeachtet geblieben ist, dass auch die  
Familie des Studenten gezwungen würde, ihren Anteil am Grundstück voraussichtlich unwirt-
schaftlich zu verwerten, obwohl sie ihr Vermögen nicht einsetzen muss, um diesem ein Studium 
zu ermöglichen, wobei ihm nur ein geringer Anteil am Grundstück zusteht.

QUELLE  |  BVerfG, Beschluss vom 21.3.2023, 1 BvR 1620/22, Abruf-Nr. 235163 unter www.iww.de


